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Minister wollen Gesundheitsprodukte und -dienstleistungen im Ausland vermarkten 

Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr hat zusammen mit dem Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Philipp Rösler (beide FDP) die Exportinitiative des Bundeswirtschaftsministeriums „Health made in 
Germany“ vorgestellt. Diese sieht unter anderem vor, die Vermarktung der Gesundheitswirtschaft 
im Ausland zu verbessern. Geplant sind unter anderem ein einheitlicher Internetauftritt und gezielte 
Marketingaktionen in den Zielländern. Bundesminister Bahr erklärte dazu: „Die Qualität deutscher 
Produkte und Dienstleistungen ist weltweit geschätzt. Mit unserer gemeinsamen Initiative und den 
bilateralen Gesundheitsprojekten des Bundesministeriums für Gesundheit unterstützen wir die 
deutschen Unternehmen dabei, neue Kontakte aufzubauen und neue Geschäftsbeziehungen zu 
knüpfen.”  
Nach einer vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie in Auftrag gegebenen Studie 
wächst die Nachfrage nach Gesundheitsprodukten und -dienstleistungen weltweit. Bis 2030 könnte 
sich der Umsatz mehr als verdreifachen. Die Gesundheitswirtschaft gehört nach Angaben des 
Bundesgesundheitsministeriums (BMG) zu den wirtschaftlich bedeutendsten Branchen in 
Deutschland. Ihre Unternehmen erwirtschaften rund zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts und 
gehören mit einem Beschäftigtenanteil von etwa 13 Prozent zu den größten Arbeitgebern der 
deutschen Wirtschaft. (Pressemitteilung des BMG, 22. August)  

Lauterbach fordert 3.000 neue Studienplätze für Mediziner  

Der gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Karl Lauterbach, hat 3.000 
zusätzliche Studienplätze für das Fach Medizin gefordert. „Uns läuft die Zeit davon“, sagte 
Lauterbach hinsichtlich des drohenden Ärztemangels. Derzeit kommen auf 8.800 Studienplätze 
44.000 Bewerber. Vor allem im ländlichen Raum fehlt es bereits jetzt an Allgemeinmedizinern. 
(Agenturmeldung, 19. August) 

Qualitätsmanagementsystem QEP® enthält aktualisierten Qualitätsziel-Katalog 

Die KBV hat den neuen Qualitätsziel-Katalog 2010 für Teilnehmer am Qualitätsmanagement-
System QEP - Qualität und Entwicklung in Praxen® veröffentlicht. Er enthält Hinweise unter 
anderem zu Patientenrechten und -sicherheit, zur Fortbildung von Mitarbeitern, Führung, 
Organisation und Qualitätsentwicklung. Der Katalog ist ab sofort im Buchhandel oder direkt beim 
Ärzteverlag erhältlich. Die Änderungen zur vorherigen Version sind online abrufbar. QEP® ist ein 
auf die Abläufe und Bedingungen in der ambulanten Gesundheitsversorgung zugeschnittenes 
Qualitätsmanagementsystem. Mit ihm lässt sich die Praxis und Patientenversorgung besser 
steuern. QEP®-Neulinge und Praxen, die ihr Qualitätsmanagement gerade auf QEP® umgestellt 
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http://www.bmg.bund.de/ministerium/presse/pressemitteilungen/2011-03/exportinitiative-gesundheitswirtschaft.html
http://www.kbv.de/qep/38323.html
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haben, können sich zum Beispiel anhand von FAQs und einer Gebrauchsanleitung für 
Qualitätsindikatoren informieren. Einen Überblick über QEP® verschafft zudem ein Videopodcast 
auf KV-on. 

Dialyse-Patienten profitieren von besserer Versorgung 

Dialyse-Patienten profitieren in Deutschland von einer sich ständig verbessernden 
Versorgungsqualität. Zu diesem Ergebnis kommt der aktuelle Jahresbericht 2010 zur 
Qualitätssicherung in der ambulanten Dialysebehandlung des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(GBA). Der Bericht zeigt erstmals über einen mehrjährigen Zeitraum seit 2008, dass sich die für die 
Versorgung der Dialyse-Patienten zentralen Parameter „Dialysefrequenz“ und „Dialysedauer“ stetig 
verbessert haben. „In den überwiegend sehr positiven Ergebnissen der Datenauswertungen und 
Qualitätsprüfungen der Dialyseversorgung in Deutschland spiegelt sich die engagierte Arbeit der 
Kommissionsärzte und ihr enormer Einsatz um beste Qualität wider“, sagte der 
Vorstandsvorsitzende der KBV, Dr. Andreas Köhler. Diese Arbeit komme vor allem den Patienten 
zugute, die sich auf eine bundesweit flächendeckend sehr gute Versorgung verlassen könnten. 
(Gemeinsame Pressemitteilung der KBV und des GKV-Spitzenverbandes, 18. August) 

KV-on: Fristverlängerung zur Refinanzierung von eGK-Kartenterminals 

Ab Oktober 2011 ersetzt die elektronische Gesundheitskarte (eGK) schrittweise die bisherige 
Krankenversichertenkarte. Das betrifft nicht nur Patienten und Krankenkassen, sondern auch alle 
niedergelassenen Ärzte, Zahnärzte und Psychotherapeuten. Um die Daten auf der eGK lesen zu 
können, wird die Anschaffung eines neuen Kartenterminals nötig. Was noch auf alle Beteiligten 
zukommt, erklärt Dr. Carl-Heinz Müller, Vorstand der KBV, im Thema der Woche auf KV-on. 
(Videopodcast, 19. August) 

KV-on: Landärztin aus Überzeugung 

Dr. Lucia Kühner präsentiert sich im neuen Video von KV-on als Landärztin aus Überzeugung. Sie 
hat ihre Niederlassung in der Kleinstadt Grömitz, an der Küste Schleswig-Holsteins. Dr. Kühner ist 
sich sicher, dass ihr die Arbeit auf dem Land mehr Freiräume lässt als in der Stadt. Der Beruf biete 
ihr außerdem viel Patientenkontakt und ausreichend Zeit für Sport und Privatleben. (Videopodcast, 
24. August) 

Falschabrechnung von Rezepten: AOK und DAV geben sich die Schuld 

Die AOK wirft mehreren tausend Apothekern bundesweit vor, Medikamente zu ihren Lasten 
abgerechnet zu haben, die nachweislich noch nicht auf dem Markt waren. Allein im Juni seien 
mehr als 30.000 Fälle bekannt geworden. Vorrangig geht es dabei nicht um Abrechnungsbetrug, 
sondern um Verstöße gegen Arzneimittelsicherheit. Die Rezepte seien mit der falschen 
Pharmazentralnummer bedruckt gewesen. „Wir prüfen derzeit die Vorfälle und werden 
entsprechend die zuständigen Staatsanwaltschaften einschalten“, erklärte ein Sprecher des AOK-
Bundesverbandes. Fritz Becker, Vorsitzender des Deutschen Apotheker Verbandes (DAV) sieht 
dagegen eine Mitverantwortung der Kasse: „Die AOK unterlässt es, das eigentliche Problem beim 
Namen zu nennen – die Rabattverträge.“ Diese führten letztendlich zu Lieferschwierigkeiten. 
(Pressemitteilung des AOK-Bundesverbandes, 19. August und Pressemitteilung der 
Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände (ABDA), 19. August) 

Kassen: Hoher Schaden durch falsche Krankenhausabrechnungen  

Durch falsche Krankenhausabrechnungen ist laut Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen 
(GKV) im vergangenen Jahr ein Schaden von bis zu 1,5 Milliarden Euro entstanden. Derzeit 
werden bundesweit rund elf bis zwölf Prozent aller Abrechnungen einer genauen Prüfung 
unterzogen. Für das Jahr 2010 habe sich gezeigt, dass 45,6 Prozent dieser Abrechnungen nicht 

Aus den Verbänden 

http://www.kbv.de/qep/39401.html
http://www.kbv.de/qep/39428.html
http://www.kbv.de/qep/39428.html
http://www.kv-on.de/html/617.php
http://www.kv-on.de/html/617.php
http://www.kbv.de/presse/39753.html
http://www.kv-on.de/html/622.php
http://www.kv-on.de/html/631.php
http://www.kv-on.de/html/631.php
http://www.aok-bv.de/presse/pressemitteilungen/2011/index_06383.html
http://www.abda.de/52+B6JmNIYXNoPTllZDZlNTAzZmUmdHhfdHRuZXdzW2JhY2tQaWRdPTEmdHhfdHRuZXdzW3R0X25ld3NdPTE1MzU_.html
http://www.abda.de/52+B6JmNIYXNoPTllZDZlNTAzZmUmdHhfdHRuZXdzW2JhY2tQaWRdPTEmdHhfdHRuZXdzW3R0X25ld3NdPTE1MzU_.html
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richtig gewesen seien. Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) weist die Vorwürfe zurück 
und erklärt, dass 96 Prozent aller abgerechneten Fälle selbst nach intensiver Prüfung durch die 
Krankenkassen nicht beanstandet worden seien. Bei den Beanstandungen habe es sich um 
überwiegend medizinische Streitfälle gehandelt. (Pressemitteilung des GKV-Spitzenverbandes, 18. 
August; Pressemitteilung der Deutschen Krankenhausgesellschaft, 18. August) 

Arztbewertungsportal stößt auf Kritik 

Ein vom Verband der Ersatzkassen (vdek) entwickeltes Internetportal zur Suche und Bewertung 
von Medizinern sorgt bei Ärzten und Psychotherapeuten für Kritik. „Das Angebot verspricht den 
Patienten Orientierung bei der Suche nach einem geeigneten Arzt, gleichzeitig aber muss der vdek 
schon bei der Vorstellung seines Portals einräumen, dass er nicht in der Lage ist, einen 
Missbrauch der Seite auszuschließen“, kritisierte der Präsident der Bundesärztekammer (BÄK), Dr. 
Frank Ulrich Montgomery. So bräuchten sich Nutzer nicht registrieren, was Mehrfacheinträge und 
damit verfälschte Bewertungen ermögliche. Hinzu komme, dass keine Mindestbewertungsanzahl 
notwendig sei, bevor eine Note online geschaltet werde. Die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) bemängelte unter anderem, dass das Portal Freitextfelder enthalte, „die zu Diffamierungen 
und verzerrenden Darstellungen verleiten können, gegen die sich der bewertete Arzt oder 
Psychotherapeut aber kaum wehren kann.“   
Beide Verbände verwiesen auf einen Kriterienkatalog des Ärztlichen Zentrums für Qualität in der 
Medizin, den Arztbewertungsportale erfüllen sollten. Hierzu zählen beispielsweise ein sensibler 
Umgang mit persönlichen Daten, Transparenz bezüglich des Portalbetreibers und der Finanzierung 
des Angebots sowie ein verständliches und nachvollziehbares Bewertungsverfahren. 
(Pressemitteilung der BÄK, 19. August; Pressemitteilung der BPtK, 23. August)     

ÄZQ veröffentlicht Versorgungsleitlinie zur diabetischen Neuropathie  

Das Ärztliche Zentrum für Qualität in der Medizin (ÄZQ) hat eine Nationale Versorgungsleitlinie 
(NVL) zu Neuropathie, also Nervenschädigungen, bei Diabetes im Erwachsenenalter veröffentlicht. 
Die Leitlinie soll dabei helfen, die sektorenübergreifende Versorgung von Menschen mit 
diabetischer Neuropathie anhand praxisrelevanter Empfehlungen zu verbessern und überflüssige 
Therapien zu verhindern. Sie ist abrufbar unter www.versorgungsleitlinien.de.   
Nervenschädigungen sind eine häufige Folgeerkrankung von Diabetes. Betroffene sind besonders 
gefährdet, Fußkomplikationen zu erleiden oder an Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu sterben. Zudem 
verursachen Nervenschädigungen starke Schmerzen und schränken so die Lebensqualität ein. 
Eine professionelle Therapie zeichne sich deshalb durch eine sorgfältige und 
sektorenübergreifende Langzeitbetreuung aus, so das ÄZQ. 
Das NVL-Programm steht unter der Trägerschaft von KBV, Bundesärztekammer und der 
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften. Um im Rahmen 
der strukturierten Versorgung chronisch kranker Menschen die angemessene und evidenzbasierte 
Patientenversorgung darzustellen, arbeitet das ÄZQ mit Experten verschiedener Organisationen 
zusammen. (Pressemitteilung des ÄZQ, 23. August)    

Gericht stoppt Mindestmengenbeschluss zu Knie-Totalendoprothesen 

Das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg hat den seit 2005 bestehenden 
Mindestmengenbeschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) für Knie-
Totalendoprothesen (Knie-TEP) gekippt.  
Dieser Beschluss besagt, dass aus Gründen der Qualitätssicherung nur jenen Kliniken die 
Durchführung von Knie-TEP erlaubt ist, die mindestens 50 Fälle pro Jahr vorweisen können. Die 
Richter urteilten hingegen, dass ein klarer positiver Zusammenhang zwischen Fallzahlen und 
Behandlungsqualität wissenschaftlich nicht belegt sei. Sie beriefen sich dabei auf ein Gutachten 
des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen.  
Die Bundesärztekammer (BÄK) begrüßte die Entscheidung. „Das Urteil ist ein klares Signal an den 
GBA wie an den Gesetzgeber, sich endlich von den bestehenden Mindestmengenregelungen als 
Instrument zur Qualitätssicherung zu verabschieden“, sagte der Vorsitzende der 
Qualitätssicherungsgremien der BÄK, Dr. Günther Jonitz. Bereits im Januar dieses Jahres hatte 
das LSG einen Beschluss für unwirksam erklärt, wonach nur jene Krankenhäuser Frühgeborene 

http://www.gkv-spitzenverband.de/PM_20110818_KH_Abrechnungen.gkvnet
http://www.gkv-spitzenverband.de/PM_20110818_KH_Abrechnungen.gkvnet
http://www.dkgev.de/dkg.php/cat/38/aid/8505/title/Kliniken_weisen_Vorwurf_der_Falschabrechnung_zurueck
http://www.aezq.de/mdb/edocs/pdf/info/gute-praxis-bewertungsportale.pdf/view?searchterm=arztbewertungsportale
http://www.aezq.de/mdb/edocs/pdf/info/gute-praxis-bewertungsportale.pdf/view?searchterm=arztbewertungsportale
http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/vdek-arzt.html
http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/diabetes2/dm2_neuro
http://www.aezq.de/aezq/service/nachricht/news2011-08-23
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versorgen dürften, die mindestens 30 statt wie bisher 14 Fälle pro Jahr vorweisen könnten. 
(Pressemitteilung der BÄK, 18. August)      

Vorwurf: Zweitmeinungsportal verstößt gegen Berufsrecht  

Als „unseriös und rechtswidrig“ hat der Bundesvorsitzende des NAV-Virchow-Bundes, Dr. Dirk 
Heinrich, das Zweitmeinungsportal www.vorsicht-operation.de bezeichnet. „Nur die direkte 
Befragung, Untersuchung und Auseinandersetzung mit dem Patienten ermöglicht eine seriöse 
Indikationsstellung, beispielsweise bei Operationen und anderen eingreifenden Maßnahmen“, 
sagte Heinrich. Der Vorsitzende des Hartmannbundes, Prof. Kuno Winn, verwies darauf, dass 
Fernbehandlungen gegen die Berufsordnung für Ärzte verstoßen und forderte die 
Bundesärztekammer auf, sich klar zum Thema Zweitmeinung zu positionieren.  
Den Vorwurf, gegen die Berufsordnung zu verstoßen, wies der Initiator des Portals, Prof. Hans 
Pässler, zurück. Man würde die Patienten nicht beraten, sondern lediglich ein Gutachten aufgrund 
der übersandten Unterlagen erstellen. „Das ist durchaus legal und wird bereits von Gerichten und 
Krankenkassen seit Jahren durchgeführt, ohne dass die Patienten hierfür direkt vom Gutachter 
untersucht werden“, sagte Pässler. Einer seiner Mitstreiter, der Direktor der Unfall- und 
Wiederherstellungschirurgie des Uniklinikums Dresden, Prof. Hans Zwipp, hat indes seine Mitarbeit 
zur Erstellung solcher Gutachten zurückgezogen.  
Die Betreiber des Internetportals www.vorsicht-operation.de wollen nach eigenen Angaben 
Patienten dabei helfen, unnötige Operationen zu vermeiden. Wer seine Röntgenbilder, 
Laborbefunde und sonstige medizinische Daten einsende und zur Diagnosestellung nötige Fragen 
beantworte, bekäme innerhalb von zwei Wochen mitgeteilt, ob geplante Operationen tatsächlich 
sinnvoll seien oder nicht. Die Auskunft soll zwischen 200 Euro und 600 Euro kosten. 
(Pressemitteilung des NAV-Virchow-Bundes, 19. August; Schreiben des Hartmannbundes, 22. 
August; Spiegel online, 14. August; facharzt.de, 23. August)       

GBA beschließt Festbetragsregelung für Wirkstoff Pitavastatin 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (GBA) hat im Rahmen der frühzeitigen Nutzenbewertung 
neuer Arzneimittel erstmals einen Beschluss zum Wirkstoff Pitavastatin gefasst. Demnach sind 
Arzneimittel mit dieser Substanz wegen eines fehlenden Zusatznutzens der Festbetragsregelung 
zu unterwerfen. Festbeträge sind Höchstpreise, welche die gesetzlichen Krankenkassen für 
rezeptpflichtige Medikamente zahlen. 
Dem seit 1. Januar 2011 geltenden Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz zufolge müssen neu 
zugelassene Arzneimittel grundsätzlich einer frühzeitigen Nutzenbewertung unterzogen werden. 
Dafür müssen die Hersteller dem GBA Dossiers auf Grundlage der Zulassungsunterlagen 
vorlegen, die einen Zusatznutzen des Medikaments im Vergleich zu einer zweckmäßigen 
Vergleichstherapie belegen. Bei Arzneimitteln mit erwiesenem Zusatznutzen verhandeln der 
Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherung und der Hersteller einen Erstattungsbetrag 
als Rabatt auf den durch den Hersteller selbst festgelegten Abgabepreis. Arzneimittel, bei denen 
kein Zusatznutzen festgestellt wird, werden in das Festbetragssystem überführt. (Pressemitteilung 
des GBA, 18. August) 

Spanien: Harter Sparkurs im Gesundheitswesen geplant 

Sparmaßnahmen in Milliardenhöhe in der Gesundheitsversorgung hat die spanische Regierung am 
Freitag beschlossen. Ziel ist es, durch Kürzungen in der Medikamentenverordnung die Ausgaben 
der staatlichen Krankenversicherung einzudämmen und so den staatlichen Haushalt um rund fünf 
Milliarden Euro zu entlasten.  
Auch andere spanische Regionalregierungen haben begonnen, im Gesundheitssektor Kosten zu 
senken. So schloss Ende Juli Katalonien rund zehn Prozent seiner Gesundheitszentren, weitere 20 
Prozent öffnen nur noch vormittags. In Zukunft will die dortige Regierung generell auf 50 Prozent 
der Gesundheitszentren verzichten und insgesamt rund eine Milliarde Euro einsparen. Ähnliche 

Aus der Welt 

http://www.vorsicht-operation.de/
http://www.nav-virchowbund.de/presse/pressemeldungen_bundesverband.php?show=1173
http://www.hartmannbund.de/enews/1853/144/Winn-Bundesaerztekammer-muss-sich-eindeutig-zu-Zweitmeinungsportal-positionieren/
http://www.hartmannbund.de/enews/1853/144/Winn-Bundesaerztekammer-muss-sich-eindeutig-zu-Zweitmeinungsportal-positionieren/
http://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/0,1518,780106,00.html
http://www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/400/
http://www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/400/


 
 
 
KBV KOMPAKT 
 

Kompakt34v240811 5 

Maßnahmen haben die Regionalregierungen von Murcia, Andalusien und den Kanarischen Inseln 
angekündigt. (Ärzte Zeitung, 19. August) 

Studie: Neue Versorgungsangebote für häusliche Pflege von Demenzkranken nötig 

Die häusliche Pflege von Demenzkranken durch Angehörige deckt rund 80 Prozent der 
gesellschaftlichen Versorgungskosten. Dies hat eine Studie des Helmholtz Zentrums München und 
des Universitätsklinikums Erlangen ergeben, wie das Ärzteblatt berichtet. Im Rahmen der Studie 
wurden unter anderem die Kosten für die Betreuung der Betroffenen errechnet, wobei die von den 
Angehörigen geleistete Pflege nach marktüblichen Stundensätzen bewertet wurde. Die 
Berechnungen ergaben, dass der finanzielle Gegenwert der Angehörigenzeit zirka 80 Prozent des 
gesamten Versorgungsaufwands ausmacht. Der demografische Wandel und kleiner werdende 
Familien führten dazu, dass viele Demenzpatienten künftig nicht mehr von Angehörigen im 
häuslichen Umfeld gepflegt werden könnten, erklärte Rolf Holle, Leiter der Arbeitsgruppe für 
Ökonomische Evaluation vom Helmholtz Zentrum München. Neue Versorgungskonzepte für die 
künftige häusliche Pflege seien erforderlich. Derzeit leiden in Deutschland etwa 1,2 Millionen 
Menschen über 65 Jahre an Demenz. (Deutsches Ärzteblatt, 23. August) 
 
 

 
 

 
 
25.08.11 Vertreterversammlung der KV Berlin 

Berlin, 20 Uhr 
 

27.-28.8.11 Klausurtagung der Vertreterversammlung der KV Hessen 
Bingen, 10 Uhr 
 

03.09.11 2. Berliner Impulsveranstaltung 
Berlin, 9.30-14.30 Uhr 
 

07.09.11 Vertreterversammlung der KV Rheinland-Pfalz 
Mainz, 15.30 Uhr 
 

09.09.11 Vertreterversammlung der KV Brandenburg 
Potsdam, 15 Uhr 
 

22.09.11 Vertreterversammlung der KV Hamburg 
Hamburg, 20 Uhr 
 

Außerdem 

Aus dem Terminkalender 

KOMPAKT- Zahl der Woche: 54,7 Prozent 

54,7 Prozent der Deutschen nutzen laut Europäischer Kommission die Europäische 
Gesundheitskarte. Diese gilt in allen EU-Mitgliedstaaten sowie in Island, Liechtenstein, 
Norwegen und der Schweiz und deckt sämtliche medizinische Leistungen ab, die während eines 
vorübergehenden Aufenthalts zu Urlaubs-, Arbeits- oder Studienzwecken nötig sind. (Deutsches 
Ärzteblatt, 17. August) 
 

http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/gesundheitspolitik_international/article/666532/rotstift-bedroht-spaniens-gesundheitsversorgung.html?sh=5&h=1513610875
http://www.helmholtz-muenchen.de/
http://www.klinikum.uni-erlangen.de/
http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/47070/Demenzversorgung_zu_Hause_-_Angehoerige_tragen_Hauptlast.htm
http://www.kbv.de/veranstaltungen/39593.html
http://www.aerzteblatt.de/v4/news/news.asp?id=46996&src=suche&p=europ%E4ische+krankenversicherungskarte
http://www.aerzteblatt.de/v4/news/news.asp?id=46996&src=suche&p=europ%E4ische+krankenversicherungskarte
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29.09.11 Vertreterversammlung der KV Berlin 
Berlin, 20 Uhr 
 

26.10.11 KBV kontrovers 
Berlin, 10-15 Uhr 
 
 
 
 
 

 
 
 
Redaktion: 
 
Dezernat Kommunikation der KBV 
Tel: 030 / 40 05 – 22 03 
Fax: 030 / 40 05 – 27 22 03 
E-Mail: fknoeppke@kbv.de; agromes@kbv.de; hfuegemann@kbv.de; agraumann@kbv.de; atietjen@kbv.de  
  
 
Redaktionsschluss von KBV kompakt ist mittwochs um 13 Uhr. 
 
Hier können Sie unseren Newsletter abonnieren, Ihre E-Mail-Adresse ändern oder unseren 
Newsletter abbestellen: http://www.kbv.de/publikationen/newsletteranmeldung.php 
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